
Johannes Reıter

Abtreibung 1m säkularen Staat

Moraltheologische Überlegungen Z 218 StGB

Mıt dem Juni 1995 VO Deutschen Bundestag mehrheitlich un! parte1-
übergreitend (ohne Bündnıiıs 90/Grüne un! PDS) verabschiedeten, Jul:
1995 VO Bundesrat zugestimmten un: Oktober 1995 1n Kraft getretenen
Schwangeren- un:! Famıilienhilfeänderungsgesetz (SFHAÄAndG) hat eiıne se1t der
deutschen Wiıedervereinigung ber fünf Jahre dauernde Auseinandersetzung
die Reform des Abtreibungsrechts ıhren (vorläufigen) Abschlufß gefunden *. Aus-
gangspunkt un:! Anlafß der Neuregelung W ar die 1mM Eınıgungsvertrag VO

Oktober 1990 testgelegte Forderung den Gesetzgeber, bıs Ende 1997 den
Schutz des vorgeburtlichen Lebens HNEU und wirkungsvoller regeln. In den tol-
genden Auseinandersetzungen War ann das Urte:j] des Bundesverfassungsge-
richts VO 28 Maı VO besonderer Bedeutung. Das Jetzt beschlossene und
nachfolgend A4US ethischer Perspektive dargestellte (Gesetz erhielt VO hierher SEe1-

Vorgaben.

Moral un Recht

Die Diskussion den Schwangerschaftsabbruch un: die ın diesem Kontext
notwendige rechtliche Regelung durch den Gesetzgeber zeıgt 1ın besonders INar-

kanter, tolgenschwerer un: zugleich auch problematischer Weıse, WwW1e€ CN das
Wirkungsgefüge zwiıischen Recht un: Moral Ist; un! w1e€e schwier1g G iSt, beides
miıteinander verbinden. Schwierig nıcht zuletzt deshalb, weıl der gesellschaft-
lıche Kontext, 1n dem sıch Vorstellungen Recht un! Moral tormieren, überaus
komplex 1St un aufgrund se1iner Vielgestaltigkeit eıne für alle Seıten befriedi-
gende Lösung gesellschaftlicher Konflikte aum erwarten Alßt Um dringlicher
erscheıint dıie Aufgabe der Kırche, ıhrer Botschaft Gehör verschaffen, WEn CS

die Achtung fundamentaler VWerte geht. Zu iıhrem vorrangıgen Auftrag gehört
C3y das Leben schützen, un! 1€es umtafßt auch dle Aufgabe, den Staat beständig

selne Pflicht erınnern, besonders für die Belange der Schwachen un!
Schutzbedürftigen einzutreten und ıhre Rechte m1t allen AT Verfügung stehen-
den rechtsstaatlichen Miıtteln yarantıeren. Es annn nıcht 1n das Belieben einzel-
1IET: auch nıcht einzelner Interessengruppen oder Parteıen gestellt se1ın, ande-
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RE die ZARR Leben notwendıgen Bedingungen gewähren der
oder ga Leben vernıichten.

In UNseIcrT modernen Gesellschaft sınd Menschenwürde un die sıch daraus ab-
leıtenden Menschenrechte sowohl genuınNe Bestandteile der Moral als auch des
staatliıchen Rechts; sS1e sınd der Ma{fsstab, dem sıch die Rechtsordnung
Orlıentieren hat, un: VO hierher muf{fß diese auch ımmer wieder hinterfragt un
beständig den aktuellen Ertordernissen angepafst werden. Durch das dem rund-
DESELZ zugrunde liegende Menschenwürdekonzept 1St die Verfassung VO vornher-
ein wertbestimmt un: erhält eınen ethischen b7zw. metaphysıschen Bezug, 1NSO-
tern die durch das Grundgesetz yarantıerte Menschenwürde auf ZusammenhängeZ Sı f d aa An verweIlst un! eıne Orıentierung vorg1bt, die der staatlıchen Rechtsordnung ber-
gyeordnet sınd Das Prinzıp der Menschenwürde, das als bestimmender Ausgangs-
punkt des Karlsruher Urteıils VO 28 Maı 1993 anzusehen 1St und somıt auch für
das FHAndG könstitutiven Charakter hat, oilt unabhängig VO historischen
oder empirischen Gegebenheiten für jeden, der der Gattung Mensch zugehört.
Im Blick auf die Frage ach dem moralıschen un rechtlichen Status des ungebo-

Lebens erg1bt sıch daraus, da{fß auch diesem enschenwürde zukommt. Es
1St >5  9 da{ß CS des Schutzes VO Würde un Rechten besonders dringend
bedarf.

Aus dem Blickwinkel der Moraltheologie 1St der Schutz un!: die Achtung des
Lebens eın Grundgebot christlich verstandenen Menschseins. Sowohl das 1mM
alttestamentlichen Dekalog bezeugte Tötungsverbot DU sollst.nıcht töten“ W1e€e
auch dıe 1mM Neuen Testament enttaltete Botschaft Jesu verbieten dem Menschen,
sıch Z Herrn ber Leben un 'ITod machen un:! menschliches Leben das
eigene w1e€e das der anderen, das geborene W1e€ das ungeborene der eigenen, SC
schöpflichen Vertügungsgewalt anheimzustellen. 1iıne solche, VO der bıblischen
Offenbarung inspırıerte Sıchtweise 1St 1n MWHISECLET: heutigen pluralen Gesellschaft
ınfolge VO Säkularısation, Aufklärung un zunehmender Indiıvidualisierung S
doch nıcht mehr selbstverständlich un:! eıne VO allen gleichermaßen akzeptierte
Norm. Dieser Umstand $tindet seınen Niederschlag auch 1ın HSC ICIM Rechts-
SYyStEM. Wenn auch das allgemein anerkannte Prinzıp enschenwürde Quelle
un Zielbestimmung des modernen Rechtsstaats als der grofße „gemeınsame
Nenner“ gelten kann, bleibt CS schwier1g, VO hıerher die einzelnen Normen
die onkreten Gesetze also abzuleıten.

Diese haben veränderlichen harakter, weıl sS1€e mı1t den jeweıligen polıtischen
Macht- un! Mehrheitsverhältnissen korrespondıeren un Eınbeziehung der
sıch wandelnden Erkenntnisse AaUsSs den Einzelwissenschaften entwickelt werden.
Im Meınungsstreıt der vıelen, VO den unterschiedlichsten Grupplerungen, DPar-
telen un: Verbänden vorgetragenen Meınungen mussen jene Normen iın zume1st
langwierigen un schwierigen Auseinandersetzungen gefunden werden, W as 1n
der Regel allen diesem Proze{fß beteiligten Interessengruppen eın hohes Ma{l
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Kompromißbereitschaft un! Toleranz abverlangt. Um ıhrer Handlungsfähigkeit
willen ertordert demokratisch legitimıerte Rechtsstaatlichkeit dieses Zugeständ-
nN1S, wenngleich CS wünschenswert wWare, 065 ware anders?. Wır leben 1U eiınmal
1n eiıner Welt, die nıcht heil 1St, dıe theologisch gesprochen der erbsündli-
chen Gebrochenheit leidet. In diesem Zusammenhang mu{ das Jetzt beschlossene
FHAndG gesehen werden, W AS auch eın Bliıck auf die komplizierte Entste-
hungsgeschichte des Gesetzeswerks bestätigt

Das kirchliche Lehramt un! die kaätholische Moraltheologie halten 1mM Lichte
der Frohen Botschaft VO Leben daran test un werden dabe VO den Aussagen
der modernen Naturwissenschaften unterstutzt, da das menschliche Leben mı1t
der Empfängnis, also MmMI1t der Vereinigung VO Fı- un Samenzelle beginnt un!
VO diesem Zeıtpunkt menschliche Würde besitzt. Lehramt und Moraltheolo-
Z/1€ haben seI1t jeher daraut gedrängt, diesem Leben auch VOIL der Geburt jene
Grundrechte (Recht auf Leben, Menschenwürde) einzuräumen un! gesetzlich
schützen, W1e S1Ce ach der Geburt jedem Menschen otfenbar mıiı1t orofßer Selbst-
verständlichkeit durch die Rechtsordnung des Staates garantıert werden. In
seıner Jüngsten Moralenzyklıka „Evangelıum vıitae“ verurteılt Papst Johannes
Paul I1 1ın schärtfster orm dıe Abtreibung (ebenso WG die Euthanasıe) als „ Ver-
brechen, die für rechtmäfßsıg erklären siıch eın menschliches (Gesetz anma{fsen
annnJohannes Reiter  Kompromißbereitschaft und Toleranz abverlangt. Um ihrer Handlungsfähigkeit  willen erfordert demokratisch legitimierte Rechtsstaatlichkeit dieses Zugeständ-  nis, wenngleich es wünschenswert wäre, es wäre anders*. Wir leben nun einmal  in einer Welt, die nicht heil ist, die — theologisch gesprochen — an der erbsündli-  chen Gebrochenheit leidet. In diesem Zusammenhang muß das jetzt beschlossene  SFHÄndG gesehen werden, was auch ein Blick auf die komplizierte Entste-  hungsgeschichte des Gesetzeswerks bestätigt“.  Das kirchliche Lehramt und die katholische Moraltheologie halten im Lichte  der Frohen Botschaft vom Leben daran fest und werden dabei von den Aussagen  der modernen Naturwissenschaften unterstützt, daß das menschliche Leben mit  der Empfängnis, also mit der Vereinigung von Ei- und Samenzelle beginnt und  von diesem Zeitpunkt an menschliche Würde besitzt. Lehramt und Moraltheolo-  gie haben seit jeher darauf gedrängt, diesem Leben auch vor der Geburt jene  Grundrechte (Recht auf Leben, Menschenwürde) einzuräumen und gesetzlich zu  schützen, wie sie nach der Geburt jedem Menschen — offenbar mit großer Selbst-  verständlichkeit — durch die Rechtsordnung des Staates garantiert werden. In  seiner jüngsten Moralenzyklika „Evangelium vitae“ verurteilt Papst Johannes  Paul II. in schärfster Form die Abtreibung (ebenso wie die Euthanasie) als „Ver-  brechen, die für rechtmäßig zu erklären sich kein menschliches Gesetz anmaßen  kann ... Es ist daher niemals erlaubt, sich einem in sich ungerechten Gesetz, wie  jenem, das Abtreibung und Euthanasie zuläßt, anzupassen, ‚weder durch Beteili-  gung an einer Meinungskampagne für ein solches Gesetz noch dadurch, daß man  bei der Abstimmung dafür stimmt‘.“ 5 Der Papst hebt die Verpflichtung der Kir-  che zum Lebensschutz in dem derzeit herrschenden „Klima verbreiteter morali-  scher Unsicherheit“ („Evangelium vitae“ 12) in besonderer Weise mehrmals und  sehr eindringlich hervor. Die Motivation zur Entscheidung gegen das Leben ent-  steht, wie die Enzyklika ausführt, oft aus dramatischen Situationen tiefen Leids  (27). Man muß das Evangelium vom Leben daher „zum Herzen jedes Mannes  und jeder Frau gelangen lassen und es in die verborgensten Winkel der ganzen  Gesellschaft einführen“ (80). Die Initiativen und Strukturen, die einer Unterstüt-  zung und Förderung des Evangeliums des Lebens dienen (79), müssen dazu ge-  nutzt werden.  Dem Anspruch — das Recht auf Leben umfassend zu schützen —, den die Kirche  auch in Zukunft nicht aufgeben darf und wird, vermag das neue Gesetz nicht voll  zu entsprechen. Es ist eben ein Kompromiß, wie er nach der Wiedervereinigung  im Zuge der Neuregelung der Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch bei  realistischer Einschätzung der Situation in Deutschland nicht anders zu erwarten  war. Doch bei allen Kritikpunkten, die aus ethischer Perspektive in aller Deut-  lichkeit vorzubringen sind, enthält es auch Verbesserungen zugunsten des vorge-  burtlichen Lebens gegenüber dem bislang geltenden Abtreibungsstrafrecht. Auch  Christen können sich in ihrem Leben nicht den übergeordneten gesellschaftlichen  /B2Es 1St daher nıemals erlaubt, sıch eiınem 1n sıch ungerechten Gesetz, WwW1e€
jenem, das Abtreibung unı Euthanasıe zuläfßt, aNZUDASSCH, ‚weder durch Beteıili-
SUuNns eiıner Meinungskampagne für ein solches (sesetz och dadurch, da{ß INa  .

be1 der Abstimmung dafür stimmt‘.  c Der Papst hebt die Verpflichtung der Kır-
che FT Lebensschutz 1n dem derzeıt herrschenden „‚Klıma verbreıteter moralı-
scher Unsicherheit“ („Evangelıum vitae“ 12) in besonderer We1ise mehrmals un!
sehr eindringlich hervor. Dıi1e Motivatıon ZANT Entscheidung das Leben ent-

steht, Ww1e€ die Enzyklıka ausführt, oft AaUsS dramatıischen Sıtuationen tietfen Leids
27) Man mu{( das Evangelium VO Leben daher S Z Herzen jedes Mannes
un: jeder 1A1 gelangen lassen un: CS ın die verborgensten Wıinkel der YanNzZCch
Gesellschaft eintühren“ (80) Dıie Inıtıatıven un! Strukturen, die eıner Unterstüt-
ZUNS un Förderung des Evangeliums des Lebens dienen (Z9) mussen Au SA

werden.
Dem Anspruch das Recht auf Leben umfassend schützen den die Kırche

auch 1n Zukunft nıcht aufgeben darf un: wırd, vermag das Cu«Cc (Gesetz nıcht voll
entsprechen. Es 1St eben eın Kompromi1/ß, WwW1e€e ach der Wiıedervereinigung

1m Zuge der Neuregelung der Gesetzgebung ÜT Schwangerschaftsabbruch be1
realistischer Einschätzung der Sıtuation 1n Deutschland nıcht anders erwarten

W al. och be1 allen Krıtikpunkten, die AaUusS ethischer Perspektive 1n aller Deut-
iıchkeıit vorzubringen sınd, enthält cs auch Verbesserungen ZUgunsten des C
burtlichen Lebens gegenüber dem bıslang geltenden Abtreibungsstrafrecht. uch
Christen können sıch 1n ıhrem Leben nıcht den übergeordneten gesellschaftlichen
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Zusammenhängen entziehen un partızıpıeren zuweilen eiınem Verhalten, das
den Ansprüchen christlicher Ethik nıcht voll enugen VCIIMAS oder diesem 20208
zuwiıiderläuft. Der Papst spricht iın „Evangelıum vitae“ (73) diese Sıtuation A
WEeNnNn sıch die Abgeordneten wendet, die persönlich die Abtreibung klar ab-
lehnen, 1€es auch ach außen hın deutlich machen, annn aber VOT der Sıtuation
stehen, ber Gesetzesvorschläge entscheiden mussen, die ZW ar nıcht ein abso-
lut un! ausnahmslos geltendes rechtliches Verbot der Abtreibung vorsehen, die
aber „dıe Schadensbegrenzung elines solchen (Gsesetzes Z Ziel haben un: die
negatıven Auswirkungen auf das Gebiet der Kultur un der öffentlichen Moral
vermındern“ In diesem Fall se1 die Unterstützung solcher, das Unrecht der
Abtreibung einschränkender Gesetzesvorschläge statthaft un: „nıcht eıne 18195

laubte Mıtwirkung eiınem ungerechten (Gesetz“
Nachfolgend werden ein1ıge Eınzelaspekte des FHAndG aufgegriffen un: aut

ihre ethischen Implikationen hın untersucht.

Kernstück des (Gesetzes: Das Schutzkonzept der Beratungsregelung ach den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts

Dıie 1m (Gesetz testgeschriebene Beratungsregelung enthält elıne Reihe pOos1-
t1ver Gesichtspunkte un: Verbesserungen, die nıcht zuletzt auf diesbezügliche
Bemühungen der Kırche un der katholischen Beratungsstellenträger (Deutscher
Carıtasverband un! Sozialdienst katholischer Frauen) zurückzuführen sınd

reh- un Angelpunkt der 1mM FHAndG tormulierten Schutzkonzeption, die
1m wesentlichen den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtsurteils tolgt, 1St die
verpflichtende Beratung Ausdrücklich legt das Gesetz fest, da{fß diese Beratung
„dem Schutz des ungeborenen Lebens un: der Überwindung VO Not- un: Kon-
fliıktsituationen“ dienen soll® Damıt oilt das auch VO Bundesverfassungsgericht
aufgegriffene Prinzıp „Hılfe VE Strafe“, besser: „Beratung VOT Strafe“, weıl iINan

davon ausgehen ann die Erfahrungen un: Statistiken der etzten Jahre recht-
fertigen diese Annahme da{ß ungeborenes Leben zumiındest 1n der Frühphase
der Schwangerschaft eher ber Beratung un: Hılte gemeınsam mıi1t der Multter
veschützt werden kann, als TIG durch Androhung A} Stratfe auch SI Die
Vorrangstellung der Hılfe 1ST gerade AaUsSs christlicher Sıcht gul begründet. Denn
WenNnn das Evangelıum sachlichen Vorrang VOIL dem (zesetz hat, ann hätte die Be-
ratung VOLI allem verdeutlichen, da{fß „Gott In Freund des Lebens“ ISt. W1e€e CS

der Titel der VO  a allen christlichen Kırchen (auch Freikırchen) unterzeichneten
Schrift auUSSagtL 10

Der Unrechtscharakter des Schwangerschaftsabbruchs kommt 1n 218 StGB
ZAH Ausdruck. Das Schutzkonzept der Beratungsregelung 1St der
Einschätzung einıger Kommentatoren des FHAÄAndG1! heine Fristenregelung.
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Die Fristenregelung 1st namlıch nıcht 1n GrStGt Linıe durch die ARrıst- definiert
schliefßlich sind auch bel der Indikationsregelung estimmte Frısten VOrSCcSCc-
hen sondern dadurch, da{f 21n Schwangerschaftsabbruch 1n den Erstien zwolf
Wochen als rechtmäfßig oilt un alleın als Sache der reinen Selbstbestimmung der
Tall angesehen wiırd Ja ach der Fristenregelung gebührt innerhalb eıner be-

Frist nämlıiıch 1ın der Frühphase der Schwangerschaft, der Eerstien zwolf
Wochen also der Rechtsstellung der Tal eın Vorrang VOT der Rechtsstellung
des ungeborenen Kıindes 12 1ne solche Posıtion 1aber hat das Bundesverfassungs-
gericht 1n seiınem Urteil VO 28 Maı 1993 gerade abgelehnt. S1e tindet siıch auch
nıcht 1m FHAndG Entsprechend dem Leıitsatz des Karlsruher Urteils 1St un
bleibt jede gesetzliche Regelung verfassungswıdrı1g, die 6S der Schwangeren inner-
halb einer bestimmten Frıst gestattet abzutreıiben. In dem (zesetz 1St das
Krıterium für dıe Straffreiheit nıcht ein Zeıitpunkt 1mM Entwicklungsprozefß der
Schwangerschaftt, also niıcht eıne W1e€e auch ımmer definierte Frıist, sondern die
unzumutbare orofße Notlage der Schwangeren (vgl. 219t

Posıtıv 1st hervorzuheben, dafß die verpflichtende beratung bezüglich Ziel, In=
halt un: Auftrag ach dem (sesetz eindeutig auf den Schutz des ungebore-
CIM Lebens Orlentlert se1ın MU: Ausdrücklich wiırd 1m (zesetzestext ($ 219 StGB
darauf hingewlesen, da{fß der Ya das eigenständige Lebensrecht des ungeborenen
Kındes ın der Beratung bewufßstgemacht werden MU: Es ist eıne deutliche Ver-
besserung gegenüber dem SEHG VO Julı 1992 da{ß jetzt das Lebensrecht des
Kındes in allen Stadıen seiner Entwicklung dem Selbstbestimmungsrecht der
TAau übergeordnet wırd Damıt wurde eıne se1t Jahren VO den Kırchen un: den
katholischen Verbänden geforderte Klarstellung endlich gesetzlich testgeschrıie-
ben Dıie 1n Abs Satz Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG) 1n der Fas-
SUNg des Art FHAndG Ergebnisoffenheit der Beratung steht nıcht
1m Wıderspruch ıhrer ebentalls ın Abs klar definierten Zielorientierung
auf den Lebensschutz des Kındes un: schwächt diese Verpflichtung auch nıcht
ab

Beratung 1St VO ıhrem Wesen un: Selbstverständnıis her als dialogisches (S€-
schehen ımmer 1mM Ergebnis offen und bedeutet nıcht eLtwa Bevormundung. Soll
die (durch die Beratung tördernde, aber nıcht erzwingbare) Entscheidung
gunsten des ungeborenen Lebens VO ethischer Qualität se1n das heilßt VOTLI allem
auch 1n Freiheit getroffen worden seın annn schliefßt 1€eSs eın, da{ß CS orund-
sätzlıch auch dıe Möglichkeit geben mulfß, sıch anders entscheiden. Dıie ANZC-
strebte Ergebnisoffenheit mu{ als erläuternde Auslegung 7D übergeordneten
un: damıt entscheidenden Begriff der Zielorientierung verstanden werden. Hıer
oilt, W AS der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, arl Lehmann, 1m
Anschlufß die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts VO 28 Maı 1993

dieser Problematık AD das Gericht sehr deutlich weıfßß, da das kon-
krete Ergebnis der einzelnen Beratung, gewissermaßen ıhr Erfolg, offen 1sSt und
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nıcht VOErWESSCHOMMECN werden annn verletzt s TalId: dieser Kennzeichnung kei-
NCSWCBS die truktur un die Eıgenart der Beratung 13 Di1e (seset7z klar
definierte Zielorientierung der Beratung entspricht dem VO  w den katholischen Be-
ratungsstellen wahrgenommenen Auftrag, der VO den bischöflichen Rıchtlinien
JLE Schwangerschaftskonfliktberatung schon vorgegeben ist1* Vorgege-
bener Beratungsauftrag 1ST das Bemühen, MI1 der TAau die Not un Konfliktlage

bewältigten

Die Beratungsbescheinigung
Zur Frage möglichen Miıtwirkung schlechten Handlungen

Gemäß Abs SchKG der Fassung des (Aft FHAndG hat die era-
tungsstelle ı Anschlufß die Beratung der Schwangeren SGLHE Bescheinigung
auszustellen, AaUusSs der ersichtlich wırd, da{fß ET Beratung entsprechend den Ma{f$-
gaben der SS un: SchKG stattgefunden hat In Abs SchK G wırd be-
StEiMMLT da sofern C1INE Fortsetzung des Gesprächs VO der beratenden Person
tür notwendig erachtet wiırd diese unverzüglıch erfolgen soll un dabej die
Zwöolft Wochen Frıst beachtet werden mMuUu (Abs Letzteres 1ST unvermeıdlich
WE INan nıcht riskieren ll da{ß die Tan die Iegalität geht un!: damıt die
Verpflichtung des Arztes für den Lebensschutz nıcht mehr Zu Tragen kommen
könnte In jedem Falle 1aber mMuUu un das 1ST entscheidend VOT dem Aushändi-
SCH der Bescheinigung E1IHE Beratung ach den Maisgaben des SchKG
staatlıch anerkannten Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle (vg] SS un
SchKG) stattgefunden haben, das heißt C1I11C Beratung, die dem Schutz des UNSC-
borenen Lebens dient Mıt der Bescheinigung wırd also C111 erfolgte Beratung
bestätigt die VO gesetzlichen Auftrag un Bemühen der beratenden Person her
ausdrücklic auf die Vermeıidung Schwangerschaftsabbruchs un: auf
den Erhalt des Lebens des Kındes gerichtet W ar Formal gesehen handelt 6S sıch
beim Ausstellen des Scheins lediglich C1M Verwaltungshandeln ber
rückliegenden Sachverhalt Die Vorlage der Bescheinigung 1ST CITIE der Vorausset-
ZUNSCH, denen C1inNn Schwangerschaftsabbruch nıcht bestraft wırd Di1e Be-
scheinıgung selbst 1ST aber nıcht die Voraussetzung oder C Voraussetzung ZU
Abbruch sondern lediglich Bedingung Straffreiheit

Wıe nıcht zuletzt Jahrelange Erfahrungen katholischen Beratungsstellen be-
legen, ann die verpflichtende Beratung als CIHG wırksame Hılfe für Frauen
Schwangerschaftskonfliktsituationen gesehen werden S1e vielen Fällen
Z be1 da{fß C1NEC Entscheidung ZUgunsten der Fortführung der Schwangerschaft
getroffen wırd Es geht be] der Beratung VO iıhrer Zielsetzung her nıcht ba bangl
„Schlimmeres verhindern sondern arum das CGSute den Schutz des Lebens

ördern un:! damıt dem Leben dienen! Nur Wenn Beratung Anspruch
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2wiırd, ann diese 1n der individuellen Konfliktsituation ZU Schutz
des ungeborenen Kıindes wırksam werden; diesem Anliegen dient die VO (S@e:
setzgeber verlangte Pflicht UT Beratung. Gerade mı1t dem Pflichtcharakter der
Beratung bringt der Staat FA Ausdruck, dafß sıch ZUuU Anwalt des ungebore-
e  ; Lebens macht. Besteht aber eiıne Pfliıcht, mu{ N auch eınen Nachweıs dar-
ber geben, da{fß IL1all dieser Pflicht 1n orm un:! Inhalt nachgekommen 1St. So
wiırd die Ausstellung des Scheins einer Kontrollmafßßnahme für eıne Verpflich-
Lung, deren Bedeutung un:! Eınhaltung 1m Sınne des Lebensschutzes außer rage
steht.

Die 1in diesem Zusammenhang ımmer wıeder gestellte rage ach der Mıtwir-
kung der hbatholischen Kirche Schwangerschaftsabbruch mMuUu VO der oben
dargelegten Sıchtweise ausgehen. Demnach handelt 65 sıch be1 der Schwanger-
schaftskonfliktberatung un:! dem Ausstellen des cheıns nıcht eın „malum 1ın
se (etwas ın sıch Schlechtes), sondern eıne H765 mıXta”, also eıne Sache,
die sowohl posıtıve als auch negatıve Aspekte in sıch vereın1gt: Di1e Beratung un
ıhr Nachweıis sınd aufgrund iıhrer Hinordnung auf ein moralisches @ı (Beratung
Zzu Leben) akzeptabel, auch dann, WECI111 dıe dadurch ermöglıchte Freistellung
VO Stratfe nıcht gebilligt werden ann 15 Das 1N der Iradıtıion der Moraltheologie
bei derartıgen Fragen Rate Lösungsmodell bezieht sıch auf die Frage
der Miıtwirkung moralısch schlechten Handlungen eiınes anderen!®. Hierbei 1St

beachten, da{fß 6S sıch 1MmM Fall der der Kırche unterstellten Miıtwirkung Ab-
treibungsgeschehen durch das Ausstellen eıner Beratungsbescheinigung nıcht
eıne tormale, sondern 1L1UT eıne (moralisch erlaubte) materı1ale Mıtwirkung
handelt, insotern d1€ Zielsetzung der Beratung selbst 1m Iienst des Lebensschut-
FAON steht, WwW1e€e CS das KG (sesetz testlegt. 1ne solche „Mitwirkung“ 1st yerade
A4US dem rund ethisch gerechtfertigt un: geboten, weıl sS$1Ee selber die | e
haltung des Lebens ABl Z;el hat Nach den Regeln der klassıschen Lehre VO der
„Cooperatıo ad malum“ annn das eıgene Verhalten weniıger als gerechtfer-
tigt un: erlaubt gelten, Je mehr CS 1n die Nähe des abzulehnenden Verhaltens
(smalum:) rückt

Im Handlungsablauf steht die Beraterın durch d1€ Ausstellung des für den
straffreien Schwangerschaftsabbruch ertorderlichen Beratungsscheins ZW aar 1ın Br
wI1sser Niähe dem Schwangerschaftsabbruch. Es mufß hierbei jedoch beachtet
werden, da{fß die mıi1t der Pflichtberatung gxegebene „Nähe“ 7R Abtreibungsge-
schehen aber gerade auf die Verhinderung un nıcht etwa die Förderung der 1b-
zulehnenden lat abzielt. Eben weıl die Beratung definıtıv darauf angelegt 1St, das
Leben schützen un! erhalten, annn nıcht VO eıner Mitverursachung b7zw.
Miıtwirkung gesprochen werden. Folglich 1St dle Durchführung der Pflichtbera-
Lung 1n ethischer Sıcht nıcht negatıv sehen, sondern 1m Gegenteıil: Man muf{fß

SapcChl, da{ß sS1e dringlich geboten erscheınt, weıl S1€E faktısch 1n vielen Fällen
dıe einzZ1ge un:! letzte Möglichkeit 1st, die Fortsetzung der Schwangerschaft C1=
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wırken un damıt Leben bewahren. Ja auf die Möglichkeit der Beteiligung
der staatlichen Schwangerschaftskonfliktberatung verzichten, hieße 1m gesell-
schaftspolitischen Kontext der Bundesrepublik, eiıne gzuLe Handlung unterlas-
SA Der Schein bewirkt nıcht eigentlich die infolge der 1 (sesetz definierten
„Nichtverwirklichung“ des Tatbestands zugebillıgte Straffreiheit, sondern GT 1St
lediglich deren Voraussetzung, da die Beraterın, die den Schein ausstellt, gal nıcht
legiıtimiıert un! ormell befähigt ist;, ber d1e Feststellung der Stratbarkeit einer
Handlung 1im Sınn geltender Rechtsordnung entscheiden. Vor allem aber C1-

o1bt sıch AaUs der Beratungsintention, da das Ausstellen des Scheins prıimär eiıne
dem Lebensschutz dienende Funktion hat un GETSE sekundär Voraussetzung für
Straffreiheit ach eıner Abtreibung 1St.

uch Johannes Paul I1 oreıift 1ın Nr. 74 seiner Enzykliıka „Evangelıum vitae“
das moraltheologische Lehrstück VO der „Mıtwirkung schlechten Handlun-
D  gen auf: „Unter sıttliıchem Gesichtspunkt 1STt 6S nıemals erlaubt, ormell BO-
SCI1 mıtzuwirken. Solcher Art 1St die Mitwirkung dann, WEeNnNn die durchgeführte
Handlung entweder auf rund ıhres Wesens der der Form, die s$1e 1n e1-
He konkreten Rahmen annımmt, als direkte Beteiligung eıner das
schuldige Menschenleben gerichteten Tat oder als Bıllizung der unmoralischen
Absıicht des Haupttäters bezeichnet werden muf{.“ Im Hınblick auf dıe rage der
Mıtwirkung der Kırche Schwangerschaftsabbruch Alt sıch AaUsS$ dieser Per-
spektive heraus tolgendes

Es handelt sıch be1 der kırchlichen Schwangerenberatung und der damıt VeCI-

bundenen Ausstellung des Beratungsscheins nıcht e1ine formale Mitwirkung.
1Ne ormale Mıtwıirkung würde vorliegen, WE Ianl die persönlıche Eıinstellung
der abtreibungswillıgen TAall ZAUE Abtreibung bejahen un diese auch iınnerlich
mıtvollziehen, also ZUT Abtreibung mot1ivlıeren un: ITIHUNter würde Um
mı1t „Evangelium vitae“ 74) Dıie „unmoralısche Absicht des aupt-
taters“ wiırd 1ın der Schwangerschaftskonfliktberatung nıcht gebilligt.

Es handelt sıch bel der Mıtwirkung der Beraterın auch nıcht eıne „di-
rekte Beteiligung“ Boösen, be] der dıe Handlung „aufgrund ihres Wesens“ D
SCH das unschuldige Menschenleben gerichtet 1St Denn die Ziel- un Zweckrich-
tLung der Beratung 1st Ja gerade auf den Schutz des Ungeborenen gerichtet.

uch der Form ach handelt CS sıch be] der Miıtwirkung der Beraterın nıcht
eıne direkte Beteiligung Bösen. Mar 1St die Ausstellung eines Beratungs-

scheins eıne der Voraussetzungen für straffreıe Abtreibung. ber zwıschen era-
tung un! Abtreibung sınd sowohl eıne raäumliche Dıiıstanz als auch eiıne dreitaägige
Frıst ZUiiF Entscheidungsfindung vorgesehen, un: als weıtere nNnstanz 1St der Arzt
angesiedelt, der die TAau ber die Bedeutung des Eıngrifts inftormieren hat,
also ber die Zerstörung menschlichen Lebens. Das Handeln des Arztes steht
mıiıt anders als die Pflichtberatung iın eiınem direkten ezug zu Abtreibungs-
veschehen. Der orm ach isSt. die Beratung un:! die Ausstellung eınes Scheins
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darüber beides muf{fß Ianl als Einheit sehen durch die Beraterın eiıne materı1ale,
ındırekte Beteiligung. Die direkt Beteiligten un selbstverantwortlich Handeln-
den siınd die Schwangere un der Arzt un: nıcht etwa dıe Beraterın.

Stratfrechtliche Aspekte
Das u66 (Gzeset7z spricht VO eıner Straffreiheit ach siıch zıehenden „Nıchtver-
wirklıchung“ des Tatbestands des AA StGB,; WECI11 dıe Schwangere den Ab-
bruch der Schwangerschaft verlangt, eiıne ordnungsgemäße Beratung nachgewie-
SCI] wiırd, der Abbruch VO einem AÄArzt frühestens rTel Tage ach der Beratung
VOTSCHOILNLIT wırd un se1lt der Empfängnis nıcht mehr als zwolt Wochen VCI-

SaNSCH sınd (vgl. DA Abs 15 Aus ethischer Sıcht ware wünschens-
W e SCWESCH, auch dieser Stelle die Unrechtmäßigkeit der Abtreibung klar
auszudrücken!?. Hıer wırd 65 mehr Aufgabe der Beratungsstellen un! der
kırchlichen Verkündıgung se1n, auf das ach W1€ VOT bestehende Unrecht der Ab-
treibung hinzuweısen, auch wenn der Gesetzgeber den eNaANNLEN Bedin-
SUNSCH Straffreiheit einräumt. och darf nıcht übersehen werden, da{ß auch 1m

Konzept strafrechtliche Bestimmungen enthalten sınd, die VT allem auf
das famıliäre un soz1ıale Umifteld der Schwangeren SOWI1e den Ärzt 1abheben. Man
AT 1T also keineswegs VO einer völligen gesetzlichen Eliminierung des Straf-
rechts sprechen. Nach dem 170 Abs StG B WITF: d mi1t Freiheitsstrafe
hıs fünf Jahren oder mı1t Geldstrafen bestraft, Wer 1n verwertlicher We1ise selner
Unterhaltspflicht der Schwangeren gegenüber nıcht nachkommt un: dadurch
den Schwangerschaftsabbruch bewirkt. Durch eıne Erganzung des 240 Abs
StGB wiırd zudem die Nötıgung rAel Schwangerschaftsabbruch als Regelbeıispiel
eınes besonders schweren Falls der Nötigung beschrieben. Man wiırd ın Zukunft
darauf achten mussen, ohb die ger getroffenen Regeln den Ertordernissen der Pra-
X1S hinreichend enugen.

uch der den Abbruch vornehmende Arzt wırd ın das Beratungskonzept
eingebunden. Die entsprechenden arztliıchen Pflichtverletzungen sınd 1n Z18
StGB geregelt. Danach MU: der AÄArzt der rarnı VOTL dem Abbruch der Schwanger-
schaft Gelegenheıt geben, ıhm die Gründe für ıhr Verlangen darzulegen; muf{fß
S1e ber die Bedeutung des Eıngriffs, namlı:ch ber die Zerstörung ungeborenen
Lebens und auch ber physısche un! psychische Rısıken un Folgen arztlich be-
raten, mMUu siıch schließlich VO  - der Dauer der Schwangerschaft überzeugt ha-
ben un! darf nıcht selbst die VOTAUSSCHANSCILIC Pflichtberatung VOTSCHOMMLEC ha-
ben. Damıt stellt das C6 (esetz ZWaar elıne Verbesserung der bislang geltenden
Rechtslage VO  — 1976 dar, entspricht 1aber nıcht vollständıg den deutlicheren Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts, das den AÄArzt eıner eigenen Lebens-
schutzberatung verpflichtet wı1ıssen wollte 290 Schliefßlich 1St auch die ın Art
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FHAndG testgeschriebene Änderung der Approbationsordnung, die auft eine
ethische Sensibilisierung der Ärzte abzıelt, pOSItIV würdigen.

Im ZaAaNZCHN sınd die stratrechtlichen Bestimmungen 1MmM FHAndG begrüßen,
da S$1e die al VO der ast der alleinıgen Verantwortung entbinden angesichts
ıhrer Letztverantwortung für den Schutz des ungeborenen Kındes.

Die Indikationen

Die ın Art Ziff FHAndG (Anderung der Abs un: des 71 8At
testgelegte Indıkationsregelung 1St ethisch nıcht akzeptabel, da Sar den Schwan-
gerschaftsabbruch be] Vorliegen bestimmter Indikationen für nıcht rechtswidrig
erklärt. Unter Indiıkationen, die die Abtreibung rechtfertigen sollen, versteht INa  }

bekanntlich Sıtuationen, Umstände, tragısche Verwicklungen, 1in denen sıch die
schwangere Mutter, das ınd oder auch beide befinden. Es ann nıcht geleugnet
werden, da{ß auf manchen Frauen durch die Schwangerschaft eıne sehr schwere
Notlage lastet. uch eiıne ausnehmend grofße Notlage gegeben 1lst, ann diese
aber nıe eıne Rechtfertigung für eıne Abtreibung abgeben. Das Urteil des Lehr-

1St diesbezüglich eindeutig: „Dazu 1st SAgCI, da{ß nıemals eiıner dieser
Gründe objektiv das Recht geben kann, ber das Leben, selbst das beginnende,
eınes anderen verfügen.“  21 uch bel rechtlich zugestandener Straffreiheit 1St
also Abtreibung 1n jedem Fall AUS sıttliıcher Sıcht verboten.

Posıtıv 1St hervorzuheben, da die soz1ale Indikation, aufgrund deren bıslang
eLIwa <10 Prozent aller Schwangerschaftsabbrüche VOLSCHOLLLIN wurden, { On
tallen 1St Ebenso wurde die embryopathische Indikatıon, die VO Kırche un:! Be-
hındertenverbänden abgelehnt wurde, aufgegeben. Damıt soll eindeutig klar-
gestellt werden, da{fß die wahrscheinliche Behinderung e1ınes erwartenden Kın-
des auf keinen Fall Grund für eiınen Schwangerschaftsabbruch se1n darf Dennoch
bleibt der Schutz des ungeborenen behinderten Kındes gerade auch angesichts der
stet1g wachsenden Möglichkeiten der Pränataldiagnostik eine zrofße Sorge der
Kırche. S1e sıeht ıhn 1n der Jjetzıgen Regelung faktısch als sehr gefährdet Be1
der mediızinıschen Indiıkatıion geht CS eiıne Geftahr für das Leben oder die (32-
sundheiıit der schwangeren TAU (vgl. 218 Abs War sıcht das (sesetz
nıcht VOIL, WwW1e€e manche behaupten ““, da{fß die embryopathische Indikation 1n der
weıterhıin zulässıgen medizıinıschen Indikation „auntscht. Dennoch besteht die
Gefahr, da{fß dem Deckmantel der medizıinıschen Indikation be] mıßbräuch-
lıcher Auslegung des Zumutbarkeıitsbegriffs Abtreibungen VOISCHOMUIMEN WCI-

den, weıl das erwartende ınd behindert 1St Be1 der Indıkationsstellung MUu:
der Arzt auch angesichts eiıner erwartenden Behinderung eINZIS auf die Geftfahr
für das Leben und die Gesundheit der Schwangeren 1abheben. In der Praxıs WITF'! d
CS zuweınlen schwer se1n, eindeutig bestimmen, W allilı eıne medizinısche Indika-
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t10n 1mM Sınn des Gesetzgebers un:! W allillı 1ıne mıfßbräuchliche, weil wiıllkürliche
Auslegung vorliegt. Hıer VO vornhereıin Mißbrauch unterstellen, würde aber
bedeuten, den ÄI' ”zten un! den betroffenen schwangeren Frauen dıie Verantwor-
Lung den 1er anstehenden Fragen grundsätzlıch abzusprechen. Es mMuUu 1ın die-
SC Zusammenhang den Äth€l'l eın standesethisch un:! standesrechtlich begrün-
detes Verantwortungsbewußtsein abverlangt werden:; darüber hınaus 1St auf eıne
gerichtliche Nachprütbarkeıt der erfolgten Indikationsstellung hinzuweiılsen.

Es 1St begrüßen, da nunmehr ausdrücklich der Anspruch auf Beratung
ber Hılfsmöglichkeiten be1 erwartender Behinderung des Kındes gesetzlich
verankert 1St (vgl. Abs Satz SchKG des EA3GE SFHÄndG). Auf-
yabe der Beratungsstellen, der Behindertenverbände un der Kırchen wırd 6S

se1n, verade auch auf diese Beratungs- un! Hiltsmöglichkeiten ausdrücklich hın-
zuweısen, damıt Leben nıcht aufgrund eıner Behinderung getotet wiırd, sondern
Lebensräume un: Lebensmöglichkeiten auch für behinderte Menschen eröftnet
werden un! den Schwangeren SOWIl1e ıhren Famıilien die Annahme ihres behinder-
ten Kındes erleichtert WIrF:! d

215a Abs StGB bestimmt, da{ß auch ann ein Schwangerschaftsabbruch
nıcht LLUI straffreı bleibt, sondern zudem nıcht rechtswıdrig ISt; WECI111 ach ArZIE
lıcher Erkenntnis der Schwangeren eıne rechtswiıdrıge lat ach den SS 1/76=
179 StG B begangen wurde Dıie definierte „kriminologische Indikation“ annn
A4US ethischer Sıcht ebentfalls nıcht VETLITELIEN werden, da e1n Unrecht nıcht durch
eın anderes Unrecht Aaus der Welt geschafft werden aln In Pastoral un era-
tung wırd 11all iın jenen Fällen, ın denen eiıne 36A0l aufgrund eıner VOTaNSCHANSC-
LICI Vergewaltigung der auch aufgrund eıner tatsächlichen gesundheıitlichen (56-
fährdung eıne Abtreibung erwagt, jedoch besonders sens1ibel un eintühlsam mı1ıt
den Betroftfenen umgehen un! iıhrer Sıtuation hinsıchtlich des subjektiven Aspek-
Les VO Schuld MI1t Zurückhaltung begegnen mussen.

Die ethische Beurteilung der rechtlichen Zulassung der Indikationen be-
rührt ındes nıcht die kırchliche Beratungsarbeıt, weıl FA 0B medizinısch der

3uch kriminologisch ındızierten Abbruch eıne Pflichtberatung nıcht erforderlich
1ST

Fiınanzıerung VO Schwangerschaftsabbrüchen
Die Krankenkassen übernehmen künftig die Kosten für iındızıerte Schwanger-
schaftsabbrüche, also jene Abtreibungen, die aufgrund einer medizinıschen der
kriminologischen Indikation als nıcht rechtswiıdrig gelten. Schwangerschaftsab-
brüche ohne Indikation, die ach der Beratungsregelung VOILSCHOILMNCN werden,
mussen VO den Frauen selbst finanzıert werden. Nur be] soz1aler Bedürftigkeıit
der Schwangeren werden auf Antrag bestimmte Leistungen gewährt. Di1e Kosten
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hıerfür tragen die Länder, die verwaltungstechnische Abwicklung erfolgt ber die
Krankenkassen. Dıi1e Regelung 1St insotern DOSItIV bewerten, als die Kosten für
nıchtindizierte Schwangerschaftsabbrüche fortan nıcht mehr durch die Mitglieds-
beiträge der ın der Solıdargemeinschaft der Krankenkassen Versicherten
werden mussen.

Problematisch erscheıint die Begründung des „Gesetzes ZAUE Hılfe für
Frauen be] Schwangerschaftsabbrüchen 1n besonderen Fällen“ Art SFHAÄndG).
Hıer W1 I'd darauf hingewiesen, da{fß Antragsformulare für Leistungen autf Fınan-
zıerung VO nıchtindizierten Schwangerschaftsabbrüchen 1n allen Beratungsstel-
len und be] den Krankenkassen vorliegen sollen un:! eiıner Zusammenarbeit
auch der Beratungsstellen mi1t den Schwangerschaftsabbruch beteiligten
Stellen besondere Bedeutung beigemessen wırd Diese Forderung 1St nıcht mıt
dem Schutzkonzept der Beratungsregelung vereinbar. Weder die Zielorientierung
och die Ergebnisoffenheit des Beratungsprozesses erlauben GS den Beratungs-
stellen, 7A2 5% Abschlufß der Beratung 1ın das Verfahren ZUHN: Fınanzıerung VO

Schwangerschaftsabbrüchen einbezogen werden. Im Blick auf die Intention
VO Beratung 1St beachten, da{fß die ın der Beratung thematisierten Ressourcen
1m Umtfteld der Schwangeren oft gyerade ETSE ach der Beratung für ein Leben mıiıt
dem ınd ZAT Iragen kommen können. Sotern dennoch diese AaUsSs dem Gesetzes-
EGXT nıcht abzuleitenden Forderungen erhoben werden, werden die katholischen
Beratungsstellen dem auf keinen Fall entsprechen können.

Dıie Chance NMuUuezen Beratung nıcht den anderen überlassen

Wıe bereıits gezeıgt wurde, kommt der Beratung ın dem Konzept die eNLTL-
scheidende Bedeutung Das Gesetz stellt das eigene Recht des ungeborenen
Kındes auf Leben 1n jedem Stadiıum der Schwangerschaft fest un: ordert eıne
Beratung ım 1nnn des Lebensschutzes. Damıt entsprechen die vorgegebenen era-
tungsziele dem, W as dıe Kırche un: iıhre Vertreter ımmer schon hinsıchtlich der
Beratung gefordert haben Schon allein daher ware ein Ausstieg Aa4US der staatlıch
geförderten Beratung unverständlich un:! schwerlich rechtfertigen. Mıt einem
Ausstieg A4aUsS dem staatlıchen Beratungssystem Wurd€ sıch die Kırche eıner
sentlichen Möglichkeit T: Schutz des ungeborenen Lebens berauben. Die
nehmend sıch ogreiıtende ebensteindliche „Kultur des Todes“ Z Aßt CS

dringlicher erscheinen, jede Möglichkeit HULZEN; für den Lebensschutz un: für
eine „Kultur des Lebens“ einzutreten. Solange die Kırche nıcht CZWUNSCH wırd,

ıhre Überzeugung handeln, un VO Rechtssystem Möglichkeiten of-
tengehalten werden, sıch effektiv für den Lebensschutz engagıeren, mu{fß S1e
dieses System nıcht verlassen. Sıe hat die Aufgabe und Pflicht, diese han-
CN HUVZCH; Lebensräume eröffnen 1n eıner Zeıt, 1ın der Leben immer
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wenıger Achtung erfährt?* Wuürde sıch die katholische Kırche der gesetzlıch
vorgeschriebenen Schwangerschaftskonifliktberatung nıcht beteiligen un: eıgene
katholische Beratungsstellen einrichten, annn 1St vermuten, da{ß diese aum
aufgesucht würden, weıl S1@ als nıcht anerkannte Beratungsstellen für die Pflicht-
beratung nıcht mehr zuständıg waren un! sOmı1t insbesondere VO den Äl' ”zten
nıcht als (Ort der Pflichtberatung angegeben werden könnten. Ambivalent einge-
stellte Frauen, aber auch Frauen, die diesem Zeitpunkt meınen, S yäbe für S1e
keinen anderen Ausweg als den Abbruch, werden ın der Regel L1LL1UT die verpflich-
tende Beratung 1n Anspruch nehmen.

Die katholische Kırche darf den lebenserhaltenden Auftrag der Schwanger-
schaftskonfliktberatung nıcht weltanschaulich anders orlentierten Beratungsstel-
len überlassen un eLwa 167608 och allgemeıne Beratungsstellen für die Famıilien-
un! Sexualberatung unterhalten, für die eıne besondere staatlıche Anerkennung
ach Satz SchKG nıcht ertforderlich 1St In HIISCIET komplexen, weıthın säku-
larısıerten un!: vielerorts auch süundhaft gepragten Gesellschaft oilt C3S, die V.GIi=

bleibenden un: vorhandenen Chancen 1m Sınn des Guten un! Rıchtigen auf-
zuspuren un! aufzugreifen und, sSOWeIlt w1e€e möglıch, verwirklichen. Da{fß der
Verbleib der katholischen Beratungsstellen 1mM staatlichen Beratungssystem A4US

moraltheologischer Sıcht ıer eiınen verantwortbaren un! Weg darstellt,
sollte hinreichend deutlich geworden se1N, auch dann, WeNnNn 11n die Vorbehalte
durchaus nımmt un A4US ethischer Sıcht heraus weıtere Verbesserungen für
den Schutz des ungeborenen Lebens einzutordern sınd

Zusammenfassend Alßt sıch testhalten: Fur den Christen, aber nıcht alleın tür
ihn, bleibt die Abtreibung sıttlıch unerlaubt, auch WEelnln der Staat S1Ce aufgrund be-
stiımmter Voraussetzungen Uun: Indikationen für straffreı oder für nıcht
rechtswıdrıig erklärt. Keıine rechtliche Regelung des Schwangerschaftsabbruchs 1st
ohne Probleme. Staatlıche Regelungen bleiben der hınter den Ma{fsstäben
theologischer Ethik zurück. Dıie Ethik des Reiches (sottes annn durch staatlıche
Rechtsordnung nNn1ıe voll verwirklicht werden. Unsere bisherige Diskussion W alr

VOIL allem (und auch Recht) (ethisch) Wünschbarem orlentiert; mi1t dem P —
ıtısch Machbaren mussen WIr uUu1l$s dennoch auseinandersetzen. Die Umsetzung
ethisch-moralischer Zielvorstellungen 1St ZW ar wünschenswert, annn aber 1ın

suündhaften Welt nıcht ımmer (voll) verwirklicht werden, wobe!l och -
schwerend hinzukommt, da{fß uUuNseTC Gesellschaft se1it der Wende eıne andere 1St
Insotern handelt Gr sıch be] dem vorliegenden (zesetz ın der Tlat einen Kom-
promi(. Eın Kompromulß 1St naturgemaifßs nıcht die optimale LOösung, aber eıne
genäaherte. Der eıl des Gesetzes, der sıch auf das Schutzkonzept der Beratungs-
regelung bezieht, ann den gegebenen Voraussetzungen als eın annehm-
barer Kompromuifß angesehen werden. Die darın verankerte Pflichtberatung selbst
annn un! sollte als vorrangıges Instrument des Lebensschutzes VO u1nls5 mıtgetra-
SCH werden. UÜbersehen un:! gering geschatzt werden darf dabe!] auch nıcht, da{ß
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die (a Gesetzgebung 1n Anlehnung des Urteil des Bundesverfassungsge-
richts das Rechtsgut ‚ungeborenes Leben“ 1mM Raum öffentlicher Verantwor-
LUNG beläft, und Abtreibung sSOMmMıIt nıcht privatısıert W1I'd Indem die Kirche mıt
iıhren Beratungsstellen 1m staatlıch-öffentlichen 5System weıterhın Lebens-
schutz mıtwiırkt, S hakal sS1e dieser öffentlichen Verantwortung teilhaben und ıhr
ngagement für das schutzbedürftige Leben wirkungsvoll un: erkennbar AT

Geltung bringen.
uch W INa  a dem Gesetz als solchem gegenüber sroße Bedenken hat

un! sıch mıiıt der Formulierung einzelner Paragraphen nıcht einverstanden erklä-
E  i ”a schon be] allen VOTaANSCHANSCHECN Regelungen War 1€e$ sollte 1€es
nıcht Ar führen, Jjene Möglıchkeiten des Lebensschutzes ungenNutzt lassen,
die uns das Gu«”‘a Gesetz 1n der vorgesehenen Pflichtberatung och Afßt Lebens-
schutz 1st optımal 1Ur ınnerhal des staatlichen Systems möglıch. Die Beratung
un: das Ausstellen eıner Bescheinigung darüber fallen nıcht die 1n der
Enzyklika „Evangelium vitae“ (Nr. 7/4) verbotene ormale Mıtwirkung, sondern
stellen eıne ethisch erlaubte un: 1n diesem Fall gebotene materi1ale Mıtwiır-
kung dar, weıl S1e mıt der Zielsetzung erfolgt, der Abtreibung entgegenzuwiırken.

Es 1STt nıcht auszuschliefßen, da{fß die JeT: vorgetragene Lösung obwohl 1n aller
gebotenen Ehrlichkeit durchreflektiert nıcht VO allen gleichermaßen akzeptiert
un da{fß VO daher für eınen Ausstieg AaUS der staatlıchen Schwangerschaftskon-
tlıktberatung plädiert wiırd Die Gründe, die für den Verbleib kirchlicher Schwan-
gerschaftskonfliktberatungsstellen 1mM staatlıchen System sprechen, scheinen aber
doch gewiıchtig se1ın, da S1e gegenüber den dagegen vorgebrachten Beden-
ken (vermeıntliche Fristenregelung, Eınbindung 1n das Abtreibungsgeschehen
durch den Beratungsschein, lediglich Schadensbegrenzung EtC.) weıltaus stärker
1Ns Gewicht tallen. Somıiıt erscheıint eın Verbleib 1m staatliıchen 5>ystem gerechtter-
tigt, A4US ethischer Perspektive gyeboten.

NM  NGEN

Di1e 1m Gesetz festgelegten Regelungen Zur Statistik Fınanzıerung LFeLIEeN ErST Z 996 1ın Kratt BGesB!
44, 995 ausgegeben 25 1995

Das Urteil Senats BVertG 28  o 1993 ber dıe Verf.mäßigkeit VO: Vorschrıitten SEHG 1St
dokumentiert 1n 218 Urteıil Urteilsbildung, hg. Reıter, Keller (Freiburg SR

Johannes Paul IL schreıibt AazZu In „Evangelium vıtae“ LEV) „Abe: der Wert der Demokratıe steht Uunı!ı tällt mi1t
den Werten, dıe sS1e verkörpert und Ördert: Grundlegend Ulld unumgänglıch sınd sicherlich dıe Würde jeder mensch-
lıchen Person, dıe Achtung ihrer unverletzlichen und unveräiußerlichen Rechte SOWIe dıe UÜbernahme des ‚Gemeın-
wohls‘ als Ziel un! regelndes Krıteriıum für das politische Leben Grundlage dieser Werte können nıcht vorläufige
und wechselnde Meinungs,mehrheıiten‘ se1n, ondern 1Ur dıe Anerkennung eines objektiven Sıttengesetzes, das als
dem Menschen 1Ns Herz geschriebene ‚Naturgesetz‘ normgebender Bezugspunkt eben dıeses staatlıchen (jesetzes
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Johannes Reıter

1St. Wenn infolge eıner tragıschen kollektiven Trübung d€S Gewi1issens der Skeptizismus schließlich die .rund-
satze des Sıttengesetzes ın Z weıtel ZOge, Wurde selbst dıe demokratıische Ordnung 1n iıhren Fundamenten erschüttert,
da s1e eiınem blofßen Mechanısmus empirischer Regelung der verschıiedenen Uun! gegensätzlıchen Interessen VCI-

ame  e (EV. 70).
Überblick ZUTr Entstehungsgesch. 1: 29  ° 995

HE aE K I1 at0-—2u
[3 vgl auch 74 unı! 1er weıter „Mitwirkung schlechten Handlungen“.

Vgl dıe Beıtr. Bläser, Mackscheıidt, Maıer, Ullrich, 1 218 434 —510

Vgl SchK G (Art. FHÄndG: $ 219 StGB Abs
Vgl 218 ILL, 218 StGB alt 2158 111 StG B C  -

Vgl Eıbach, Abtreibung Lebensrecht CcConira Selbstbestimmung (Wuppertal 1998 45
11 Vgl Fromme 1N: FAZ, 15.  \ 1995;
12 Vgl Männle, TU onn Karlsruhe zurück, 1n $ 218 (A 336
13 Lehmann, Mut einem Modell. Anmerkungen Zur Entscheidung BVertG. Arn Regelung Schwan-
gerschaftsabbruches 78 Maı 1995 eb 245
14 Vgl Rıchtlinien dt. Bischöfe für kırchl. Beratungsstellen hinsichtl!. Beratung Il. 218 Abs. Nr. StGB

30. 982
15 Vgl Fralıng, Schwangerschaftsberatung durch kath Beratungsstellen, In dieser Zs DA (1994) 439 +
16 Vgl Göpfert, Moraltheaol. (Paderborn °1909); Jone, ath. Moraltheol. (Paderborn 1936 Mausbach,

Ermecke, ath. Moraltheol., Bd (Münster ?1959); Prümmer, Manuale Theologıae Moralıs, Bd (Freıi-
burg Schilling, Moraltheaol., Bd (Stuttgart Stelzenberger, Lehrb. Moraltheal. (Pa-
derborn 965); Zalba, Theologıiae Moralıs Compendium (Madrıid Di1e trad. Lehre wiırd aufgegriffen Ua

Schüller, Die Begründung sıttl. Urteıile (Düsseldorf ); Demmer, Deuten Handeln (Freiburg/Schw.
17 Vgl hıerzu und den nachfolgenden Ausführungen Fraling 15) 4235445
1 Zum Tatbestandsausschlufß vgl Keller, Das Urteil BVertG. 7AGR Schwangerschaftsabbruch VO: 28 Maı 993
Aaus stratrechtl!]. Sıcht, 1n 718 205
19 uch ach Gesetzgebung bleibt die Abtreibung eın Unrecht. ])as 1St gegenüber der trüher geltenden
Rechtsordnung 976 eın Vorzug. Denn 1mMm Rahmen der rüheren Indikationsregelung galt die 'lat bei Vorliegen
entsprechenden Indikationen (mediz., kındl., kriminolog. SO  N Indıkation) als rechtmäßig.
20 Vgl Leıtsatz 1 BVerftGUrteıils 28 993

Erkl1 ONngTr. tür Glaubenslehre Z Schwangerschaftsabbruch, 18 ı 1974, 14; vgl auch
272 Vgl Wuermeling, 1n FAZ ; P 1995;
23 Vgl EV, A 24 Vgl Fraling 15) 440
Fuür wertvolle Hınweıise diıesem Beıitrag danke 1C. meınem Mitarbeıiter Christoph GOt7z.
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